
beantragt festzustellen, daß das Gesetz sowohl förm
lich als auch sachlich mit dem Grundgesetz nicht ver
einbar sei und u. a. die Artikel 5, 9, 16, 20, 23, 25, 116, 
144 und 146 GG verletze. Die Bundesregierung dagegen 
vertrat in ihrer Stellungnahme zur Klage die Meinung, 
daß diese Preisgabe deutschen Landes nicht gegen das 
Grundgesetz verstoße, sondern im Gegenteil auf seinen 
Normen beruhe. Hierüber hatte das Bundesverfassungs
gericht zu entscheiden.

Der Tenor des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 4. Mai 1955 lautet:

„Das Bundesgesetz vom 24. März 1955 betreffend 
das am 23. Oktober 1954 in Paris Unterzeichnete 
Abkommen über das Statut der Saar (BGBl. II 
S. 295) verstößt nicht gegen das Grundgesetz.“

Bei der Begründung seiner Entscheidung geht das 
Gericht von dem „guten Willen“ der Adenauer-Regie
rung aus — eine Formulierung, die in der westdeut
schen Rechtsprechung nicht das erste Mal auftaucht. So 
heißt es in dem Urteil u. a.:

„Es muß grundsätzlich davon ausgegangen werden, 
daß die politischen Organe der Bundesrepublik 
Deutschland, die am Zustandekommen eines völker
rechtlichen Vertrages beteiligt waren, nicht grund
gesetzwidrige Bindungen haben eingehen wollen, 
daß sie vielmehr die Vereinbarkeit mit dem 
Grundgesetz geprüft haben und auch weiter auf 
eine grundgesetzmäßige Auslegung und Anwen
dung des Vertrages achten werden.“

Diese Ausführungen sind in verschiedener Hinsicht 
aufschlußreich. Zunächst läßt sie alle Phrasen von der 
Unabhängigkeit des Richters und von dem Uber-den- 
Klassen-Stehen des Gerichts in sich zusammenbrechen. 
Diese Gerichtspraxis läßt sich nicht mehr durch die 
Göttin Justitia, die mit verbundenen Augen das Vor
bringen beider Seiten unparteiisch abwägt, versinn
bildlichen. Den Antragstellern, einem Drittel aller vom 
Volke gewählten Abgeordneten des Bundestages, wird 
in geradezu zynischer Offenheit dargetan, daß das Bun
desverfassungsgericht gar nicht die Absicht hat, unvor
eingenommen an die Prüfung des Klagevorforingens 
heranzugehen, sondern sich zunächst einmal auf den 
Standpunkt der Regierung zu stellen gedenke.

Damit nun kein Zweifel besteht, wie das Gericht 
nach dem Beziehen dieses Ausgangsstandpunktes wei
ter verfahren will, führt es im nächsten Satz aus: 

„Solange und soweit die Auslegung offen ist, muß 
deshalb unter verschiedenen in Betracht kommen
den Auslegungsmöglichkeiten derjenigen der Vor
zug gegeben werden, bei der der Vertrag vor dem 
Grundgesetz bestehen kann.“

Wie das dann im Endergebnis aussieht, zeigt uns der 
Tenor des Urteils, durch den die durch das Saarabkom
men geschaffenen Tatsachen einfach auf den Kopf ge
stellt werden. Tatsache ist in diesem Falle aber, daß 
Adenauer mit seiner Unterschrift einen Teil deutschen 
Landes aufgegeben hat. Daran ändert auch die Be
stimmung des Saarstatuts nichts, die eine Volksabstim
mung der Saarbevölkerung vorsieht. Tatsache ist 
ferner, daß es keinen Artikel im Grundgesetz gibt, der 
einen derartigen Schritt rechtfertigt, wohl aber solche, 
die dem entgegenstehen.

Im Hinblick auf die im Saargebiet von der franzö
sischen Besatzungsmacht einseitig geschaffene Lage 
führt das Gericht aus, daß > es bei einem Vertrag 
„ ... die politischen Realiäten, die zu gestalten oder zu 
ändern er unternimmt, nicht aus dem Blick ver
lieren ...“ dürfe. Dies sei besonders wichtig, „ ... wenn, 
wie beim Saarabkommen, diese politische Ausgangslage 
in einem Zustand besteht, der in einem Teil Deutsch
lands von dem anderen Vertragspartner kraft seiner 
Besatzungshoheit und daher ohne Bindung an höher
rangige Normen geschaffen worden ist“. 4

Interessant ist zweifellos die Feststellung des Bun
desverfassungsgerichts, daß es auch seiner Meinung 
nach Rechtsgrundlagen für die Lostrennung des Saar- 
gebiets nicht gibt. Das Potsdamer Abkommen, das allein 
die Handhabe hätte bieten können, sieht eine solche 
nicht vor, sondern betont im Gegenteil die Einheit 
Deutschlands. Also stellt das Herauslösen des Saar
gebiets aus dem übrigen Deutschland eine einseitige, 
völkerrechtswidrige Maßnahme Frankreichs dar. Damit

ergibt sich für jeden patriotischen Deutschen nicht nur 
das Recht, sondern sogar die Pflicht, sich gegen eine 
solche Maßnahme zur Wehr zu setzen.

Das Bundesverfassungsgericht ist jedoch anderer 
Meinung. Nach seiner Meinung ist es gerade diese völ
kerrechtswidrige Lostrennung, die die Bundesregierung 
berechtige, das Grundgesetz zu brechen. Da es gewiß 
nicht einfach ist, einer solchen Behauptung zumindest 
den Schein einer Rechtsmäßigkeit zu geben, werden 
nachstehende Konstruktionen auf gestellt: Zunächst be
kennt das Gericht, daß die Bindung der Ausübung 
j e d e r  staatlichen Gewalt an das Grundgesetz ein „an 
sich unzweifelhafter Verfassungsgrundsatz“ sei. Da 
aber) ein unzweifelhafter Verfassungsgrundsatz auch 
die unbedingte Bindung aller Staatsorgane und Bürger 
verlangt, die Handlungen der Adenauer-Regierung im 
konkreten Falle hinsichtlich des Saarabkommens aber 
nicht dem Grundgesetz entsprechen, werden die beiden 
Wörtchen „an sich“ eingefügt. Hiermit wird dann die 
Frage verbunden, „ob bei Abschluß völkerrechtlicher 
Verträge der gekennzeichneten Art durch die Bundes
republik Deutschland nur solche Vereinbarungen als ver
fassungsmäßig anzuerkennen sind, die dem Grundgesetz 
voll entsprechen, oder ob es nicht vielmehr genügt, daß 
die im Vertrag vorgesehenen Maßnahmen mit dem Wil
len unternommen sind und die Tendenz in sich tragen, 
dem vollverfassungsmäßigen Zustand wenigstens so weit, 
wie es politisch erreichbar ist, näher zu kommen, seiner 
Erreichung vorzuarbeiten.“

Das Bundesverfassungsgericht hält es selbstverständ
lich „für geboten, diese Frage im letztgenannten Sinne 
zu beantworten“. Damit hat Adenauer einen politischen 
Freibrief erhalten. Hierdurch ist klar zum Ausdruck 
gebracht worden, daß die Handlungen der Adenauer- 
Regierung nicht dem Grundgesetz zu entsprechen 
brauchen, wenn sie „nur diese Grundtendenz zur Ver
fassungsmäßigkeit hin“ haben. Das stellt nicht nur die 
Absolution für die begangenen Verfassungsbrüche, son
dern zugleich eine Blankovollmacht für die Zukunft 
dar.

Nachdem man bereits in einem so weitgehendem 
Maße die Bindung an die Verfassung in Frage gestellt 
hat, kann man auch den letzten entscheidenden Schritt 
tun und die Frage der Außerkraftsetzung von Verfas
sungsnormen selbst auf die Tagesordnung setzen. Zu 
diesem Zweck wird erst einmal eine Einteilung in sog. 
unverzichtbare Grundprinzipien des Grundgesetzes und 
andere vorgenommen. Eine klare Verletzung dieser 
„unverzichtbaren Grundprinzipien“ (hier werden die 
Art. 79 Abs. 3 und 19 GG angeführt) ist nach Ansicht 
des Gerichts1 nicht zulässig.

Weiter heißt es dann:
„Einschränkungen anderer Verfassungsnormen kön
nen für eine Übergangszeit hingenommen werden, 
wenn sie in einem u n m i t t e l b a r e n  Zusammen
hang mit der Regelung stehen, die in ihrer gesam
ten Tendenz darauf gerichtet ist, dem der Verfas
sung voll entsprechenden Zustand näher zu 
kommen.“

Bis zu den angedeuteten Grenzen hin seien die ver
tragsschließenden Organe der Bundesrepublik nur 
politisch verantwortlich. Die Feststellung einer Verfas
sungswidrigkeit sei grundsätzlich dadurch ausgeschlos
sen, daß der durch den Vertrag geschaffene Zustand 
„näher beim Grundgesetz“ stehe als der vorige.

Diese Zitate aus dem Urteil mögen genügen.
Das Urteil zeigt uns, daß das Bundesverfassungs

gericht bereit ist, Adenauer auf dem Weg der Aufstel
lung einer aggressiven westdeutschen Armee zu folgen 
und nicht davor zurückschreckt, eine zu diesem Zweck 
erfolgte Aufgabe deutschen Landes zu sanktionieren. 
Für die SPD ist es wieder einmal ein Anschauungs
unterricht, welchen Wert Verfassungsklagen unter dem 
gegenwärtigen Regime haben. Der CDU-Abgeordnete 
Hoogen machte sich noch am Abend des 4. Mai 1955, 
dem Tag der Verkündung des Urteils, über die Be
mühungen der SFD-Fraktion lustig, indem er in Bonn 
erklärte: „Hoffentlich läßt sich die SPD ihre sechs Nie
derlagen (vor dem Bundesverfassungsgericht — B. M.) 
jetzt endlich zur Lehre dienen“^). — Deutlicher konnte 
es nicht gesagt werden. *)

* ) Parlamentarische Wochenschau, Köln, 2. Maiwoche.
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